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HANSESTADT LÜNEBURG
DER OBERBÜRGERMEISTER

Vorlage-Nr.
VO/9057/20

01 - Büro des Oberbürgermeisters
Frau Schütte Datum: 

24.06.2020

Beschlussvorlage
Beschließendes Gremium:
Rat der Hansestadt Lüneburg

Dringlichkeitsantrag "Mehr Raum für die Gastronomie in Lüneburg. Den Wirten mehr 
Platz auch auf Straßen und Plätzen gewähren." (Antrag der Fraktionen Bündnis 90/ 
Die Grünen und FDP vom 23.06.2020, eingegangen am 23.06.2020, 15:40 Uhr.)

Beratungsfolge:

Öffentl. Sitzungs- Gremium
Status datum

N 30.06.2020 Verwaltungsausschuss

Ö 02.07.2020 Rat der Hansestadt Lüneburg

Sachverhalt:
Siehe Dringlichkeitsantrag der Fraktionen Bündnis 90/ Die Grünen und FDP vom 
23.06.2020.

Beschlussvorschlag:

Finanzielle Auswirkungen:

Kosten (in €)
a) für die Erarbeitung der Vorlage: siehe Stellungnahme

aa)  Vorbereitende Kosten, z.B. Ausschreibungen, Ortstermine, etc.

b) für die Umsetzung der Maßnahmen:

c)  an Folgekosten:

d) Haushaltsrechtlich gesichert:

Ja
Nein
Teilhaushalt / Kostenstelle:  
Produkt / Kostenträger:
Haushaltsjahr:
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e)  mögliche Einnahmen:

Anlage/n:
Dringlichkeitsantrag der Fraktionen Bündnis 90/ Die Grünen und FDP vom 23.06.2020
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Beteiligte Bereiche / Fachbereiche:





 DEZERNAT III Lüneburg, 29.06.2020 
 mo-br   31 30 
 
 
 
 01R  
 
 ü b e r  
 
 Herrn Oberbürgermeister Mädge 
 
 
 
 Dringlichkeitsantrag der Fraktionen Bündnis90/Die Grünen und FDP vom 23.06.2020 zur 

Sitzung des Rates der Hansestadt Lüneburg am 02.07.2020 
 „Mehr Raum für die Gastronomie in Lüneburg 
 Den Wirten mehr Platz auch auf Straßen und Plätzen gewähren.“ 
 
 Stellungnahme der Verwaltung: 
 
 Mit dem o. g. Antrag beantragen die Antragstellerinnen eine dahingehende Beschlussfassung 

des Rates herbeizuführen, dass dem Gastronomiegewerbe in der Hansestadt Lüneburg befristet 
bis zum Jahresende 2020 zusätzliche Plätze in Außenbereichen im Rahmen der Möglichkeiten 
genehmigt werden sollen. Ferner soll auf die Erhebung von Sondernutzungsgebühren befristet 
bis zum Jahresende verzichtet werden.  

 
 Zu dem Antrag nimmt die Verwaltung wie folgt Stellung: 
 
 a) Dringlichkeit 
  Da der o. g. Antrag außerhalb der nach § 9 Abs. 2 vorgesehenen 14-Tagesfrist eingereicht 

wurde, kann eine Beratung in der Sitzung des Rates am 02.07.2020 nur dann erfolgen, wenn 
er als dringlich einzustufen ist und der Rat eine solche Dringlichkeit mit einer 2/3-Mehrheit 
der gesetzlichen Mitgliederzahl (= 29) beschließt. 

 
  Ein dringender Fall, der eine Erweiterung der Tagesordung nach § 59 Abs. 3 Satz 5 NKomVG 

rechtfertigen würde, wird nach der einschlägigen Kommentarliteratur dann angenommen, 
wenn,  

 
  - ohne eine sofortige Behandlung des Tagesordnungspunktes der Kommune oder einem 

Dritten ein irreversibler materieller Schaden von einigem Gewicht zugefügt wurde, 
 
  - durch den Aufschub Rechte von Mitgliedern der Vertretung oder anderer Organe der Kom-

mune gekürzt würden oder 
 
  - wenn die Kommune kraft Gesetzes oder aufgrund eines Gesetzes verpflichtet ist, sofort zu 

handeln. 
 
 b) Nutzung von Außengastronomieflächen im öffentlichen Straßenraum 
  Nach § 2 des Niedersächsischen Straßengesetzes (NStrG) gehören zur öffentlichen Straße 

neben dem Straßenkörper u. a. auch Gehwege sowie öffentliche Wege und Plätze. Der Ge-
brauch der Straße ist als Gemengebrauch nach § 14 NStrG jedermann im Rahmen der Wid-
mung und der Verkehrsvorschriften als so definierter Gemeingebrauch gestattet. Eine dar-
über hinausgehende Nutzung wie z. B. die Nutzung als Außengastronomiefläche geht über 
diesen Gemeingebrauch hinaus und bedarf daher der Erlaubnis. 

 
 
 … 
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  Dabei sind neben den Vorschriften des Niedersächsischen Straßengesetzes i. V. m. der auf 

seiner Grundlage erlassenen Sondernutzungssatzung der Hansestadt Lüneburg auch die 
Vorschriften der Straßenverkehrsordnung zu beachten, so dass die über den Gemeinge-
brauch hinausgehende Sondernutzung nur bei Beachtung der vorgenannten Vorschriften ge-
währt werden kann. 

 
  Bereits vor mehreren Wochen wollte die Verwaltung der Hansestadt Lüneburg dem Umstand 

Rechnung tragen, dass die Gastronomiebetriebe angesichts der Corona-Beschränkungen 
von herben Umsatzeinbußen betroffen waren und hat daher interessierten Gastronomen die 
Nutzung zusätzlicher Außengastronomieflächen gestattet, wo die vorgenannten Vorschrif-
ten, aber auch Brandschutzvorgaben und Nachbarschaftsinteressen nicht berührt waren. 
Beispielsweise betrifft dies 2 Cafés in der Straße An der Münze und auch Am Sande, in der 
Schröderstraße und in der Grapengießerstraße sind langjährig im Umfang festgelegte Au-
ßengastronomieflächen großzügiger in Anspruch genommen, damit die Abstandsregelungen 
nach der „Conrona-Verordnung“ des Landes Niedersachsen umgesetzt werden können. 

 
  Im Übrigen hat die Verwaltung mit der Vorlage VO/8941/20-1 einen Vorschlag zu einer zeit-

lich befristeten Herabsetzung der Gebühren vorgeschlagen, die für die beschriebene Son-
dernutzung zu entrichten sind. 

 
 Kosten für die Erarbeitung der Stellungnahme: 67,00 € 
 
 
 Im Original gezeichnet Moßmann 
 
 Moßmann 
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